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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuss) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
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Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 97/74/EG des Rates 
vom 15. Dezember 1997 zur Ausdehnung der Richtlinie 94/45/EG 
über die Einsetzung eines Europäischen Betriebsrats oder die Schaffung 
eines Verfahrens zur Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer 
in gemeinschaftsweit operierenden Unternehmen und Unternehmungsgruppen 
auf das Vereinigte Königreich (EBR-Anpassungsgesetz) 


A. Problem 

Die Richtlinie 97/74/EG des Rates vom 15. Dezember 1997 zur 
Ausdehnung der Richtlinie 94/45/EG über die Einsetzung eines 
Europäischen Betriebsrats oder die Schaffung eines Verfahrens zur 
Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer in gemeinschaftsweit 
operierenden Unternehmen und Unternehmensgruppen auf das Ver- 
einigte Königreich ist in deutsches Recht umzusetzen. 


B. Lösung 

Erlass eines nationalen Umsetzungsgesetzes mit den entsprechenden 
Anpassungsregelungen. Annahme des Gesetzentwurfs auf Druck- 
sache 14/1429. 

Einstimmigkeit im Ausschuss 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Eine nennenswerte zusätzliche Kostenbelastung der Wirtschaft durch 
die Einbeziehung des Vereinigten Königreiches in den Anwen- 
dungsbereich des Europäischen Betriebsräte-Gesetzes ist nicht zu 
erwarten. 
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Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf - Drucksache 14/1429 - anzunehmen. 

Berlin, den 11. November 1999 

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung 

Doris Barnett Johannes Singhammer 

Vorsitzende Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Johannes Singhammer 


i. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 58. Sitzung am 
30. September 1999 den Antrag auf Dmcksache 14/1429 
in 1. Lesung beraten und dem Ausschuss für Arbeit und 
Sozialordnung zur federführenden Beratung sowie dem 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union zur Mitberatung überwiesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 741. Sitzung am 9. Juli 1999 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu er- 
heben. 

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union hat in seiner 28. Sitzung am 10. November 
1999 einstimmig beschlossen, die Annahme des Gesetz- 
entwurfs zu empfehlen. 

Der federführende Ausschuss für Arbeit und Sozialord- 
nung hat den Gesetzentwurf in seiner 33. Sitzung am 


10. November 1999 beraten und einstimmig die An- 
nahme des Gesetzentwurfs beschlossen. 


II. 

Im Europäischen Betriebsräte-Gestez (EBR) werden des- 
sen räumlicher Geltungsbereich erweitert, die Höchst- 
zahl der Mitglieder des EBR kraft Gesetzes angepasst 
sowie die Möglichkeit zum Abschluss freiwilliger Ver- 
einbarungen für Unternehmen geschaffen, die erst durch 
die Ausdehnung der Richtlinie auf das Vereinigte König- 
reich in den Anwendungsbereich des Gesetzes fallen. 

III. 

Die Mitglieder aller Fraktionen stimmten der Ausdeh- 
nung des Europäischen Betriebsräte-Gesetzes auf das 
Vereinigte Königreich zu. 


Berlin, den 11. November 1999 


Johannes Singhammer 

Berichterstatter 
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